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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates über Sondermaßnahmen 
für Sojabohnen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in der Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Erzeugung von Sojabohnen ist für die Land- 
wirte der Gemeinschaft von wachsender Bedeutung. 
Es empfiehlt sich, zur Förderung der Entwicklung 
dieser Erzeugung, die mit den aus Drittländern zu 
Nullzollsätzen eingeführten Sojabohnen in unmit- 
telbarem Wettbewerb steht, geeignete Stützungs- 
maßnahmen vorzusehen. 

Hierzu muß den Erzeugern der Gemeinschaft beim 
Absatz ihrer Ernte auf dem Markt ein angemessener 
Erlös sichergestellt werden, dessen Höhe durch einen 
Richtpreis bestimmt werden kann. Der Unterschied 
zwischen diesem Preis und dem für diese Saaten auf 
dem Weltmarkt festgestellten Preis stellt die Bei- 
hilfe dar, die zur Erreichung des verfolgten Zieles 
gewährt werden sollte. 

Es ist vorzusehen, daß die Ausgaben der Mitglied- 
staaten aufgrund der sich aus dieser Verordnung 
ergebenden Verpflichtungen entsprechend den Be- 
stimmungen über die Finanzierung der gemeinsamen 
Agrarpolitik in die finanzielle Verantwortung der 
Gemeinschaft übergehen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Jedes Jahr vor dem 1. August wird für die Ge- 
meinschaft ein Richtpreis für Sojabohnen der 


Tarifnummer 12.01 des GZT nach dem Verfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages festge- 
setzt. 

Dieser Preis wird auf einem für die Erzeuger an- 
gemessenem Niveau unter Berücksichtigung der 
Notwendigkeiten der Versorgung der Gemein- 
schaft festgesetzt. 

2. Der Richtpreis bleibt während des gesamten fol- 
genden Wirtschaftsjahres in Kraft; dieses be- 
ginnt am 1. November und endet am 31. Oktober. 

3. Der Richtpreis bezieht sich auf eine Standard- 
qualität. Diese Qualität wird vom Rat nach dem 
in Absatz 1 vorgesehenen Verfahren festgelegt. 


Artikel 2 

1. Liegt der Richtpreis über dem Weltmarktpreis, 
der für eine Grenzübergangsstelle der Gemein- 
schaft ermittelt wird, dann wird für die in der 
Gemeinschaft geernteten und verarbeiteten Soja- 
bohnen eine Beihilfe gewährt, die dem Unter- 
schied zwischen diesen beiden Preisen entspricht. 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit: 

a) die Kriterien für die Festsetzung des Welt- 
marktpreises, 

b) die Grundregeln, nach denen die Beihilfe ge- 
währt wird, sowie die Regeln für die Kon- 
trolle der in der Gemeinschaft geernteten Saa- 
ten im Hinblick auf die Feststellung ihres An- 
spruchs auf die Beihilfe-, 

c) die Bedingungen, unter denen die Vorausfest- 
setzung des Beihilfebetrages gewährt werden 
kann. 
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3. Der Beihilfebetrag wird von der Kommission fest- 
gesetzt. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Arti- 
kel werden nach dem Verfahren des Artikels 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG erlassen. 

A r t i k e 1 3 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich 
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verordnung 
erforderlichen Angaben mit. Diese Angaben weiden 
nach dem Verfahren des Artikels 38 der Verordnung 
Nr. 136/66/EWG festgelegt. Nach dem gleichen Ver- 
fahren werden die Einzelheiten der Mitteilung und 
der Bekanntgabe dieser Angaben festgelegt. 

A.rtikel 4 

Für die Beihilferegelung gemäß der vorliegenden 
Verordnung gelten die Bestimmungen über die 
Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik ab 
1. November 1974. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Sie gilt ab 1. November 1974. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zageleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
9. Mai 1974 - Il4 -- 680 70- E- So 15/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 23. April 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Auf seiner letzten Tagung hat der Rat beschlossen, 
dem Grundsatz einer Sonderregelung zur Förderung 
des Sojaanbaus zuzustimmen, die diesem eine dem 
Vorschlag der Kommission entsprechende Unterstüt- 
zung zuteil werden läßt. (Dok. KOM(74) 30 endg. 
Vorschlag Nr. XIII geändert durch Dok. KOM{74) 
196 endg.). 

Die Kommission hat den Beschluß des Rates berück- 
sichtigt und schlägt in dem vorliegenden Entwurf 
eines Vorschlags für eine Verordnung ein verein- 
fachtes Unterstützungssystem für die Sojabohnen- 
erzeugung in der Gemeinschaft vor. 

Dieser Verordnungsentwurf ersetzt den vorstehend 
genannten Kommissionsvorschlag. 

Finanzielle Auswirkung 

Dieser Vorschlag entspricht hinsichtlich seiner finan- 
ziellen Auswirkung demjenigen, der sich in dem Vor- 
schlag über die Agrarpreise befindet. Dadurch hat 
dieser Vorschlag keine zusätzliche finanzielle Aus- 
wirkung. 

Mit diesem Vorschlag wird die Möglichkeit der Ge- 
währung einer Beihilfe für Sojabohnen vorgesehen, 
die auf einem ähnlichen Niveau wie demjenigen für 


Raps oder Sonnenblumen festgesetzt wird. Auf Basis 
der augenblicklichen Weltmarktpreise wäre die Bei- 
hilfe Null. Sinkt jedoch der Weltmarktpreis, so kann 
der Beihilfebetrag auf 30 bis 40 RE/T geschätzt wer- 
den. Dadurch ergäben sich für das Wirtschaftsjahr 
1974/1975 Ausgaben in Höhe von 240 000 bis 320 000 
RE (4000 ha ä 2 T 8000 T x 30 - 40 RE). 

Da die vorgeschlagene Verordnung ab 1. November 
1974 angewandt wird, ist anzunehmen, daß 1975 Aus- 
gaben zu finanzieren sind. 

Für das Jahr 1978 wird eine Ausdehnung der Anbau- 
fläche auf 50 000 ha erwartet und somit Ausgaben 
von 3 bis 4 Millionen RE. 

Diese Ausgaben fallen unter Intervention, deren 
Finanzierung in einigen Wochen durch eine Ratsver- 
ordnung zur Änderung des Anhangs der Verordnung 
Nr. 2824/72 vorgeschlagen werden. 

Diese Ausgaben werden im Artikel 633 (Intervention 
an Ölsaaten) als Budget der Gemeinschaft abgebucht. 


Artikel 633; 



Budget 

Kredite 

Verbrauch 

1973 

64 610 000) 

+ 15 103 000) 

79 705 000 

1974 

72 500 000 




